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Rülke und Reich-Gutjahr: Maßnahmenpaket für Branchen erforderlich, die
von behördlichen Schließungen besonders hart betroffen sind

Ausbleibende Umsätze werden nicht nachgeholt werden und nur eine Exitstrategie schafft
Planungssicherheit.

Eindringliche Schreiben des Handelsverbands und des Hotel- und Gaststättenverbands nahmen der
Vorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und die wirtschaftspolitische Sprecherin,
Gabriele Reich-Gutjahr zum Anlass für ein Schreiben an die Wirtschaftsministerin und fordern darin:

 

„Der vollständige Umsatzausfall ist die unmittelbare Folge von behördlich angeordneten Schließungen in
vielen Bereichen des Einzelhandels und der Hotel- und Gaststättenbranche. Fraglos sind diese
Einschränkungen zum Gesundheitsschutz geboten, sie schaffen jedoch ein unmittelbar
existenzbedrohendes Szenario in diesen Branchen. Denn die Umsätze werden absehbar nicht nachgeholt
werden können, während viele Verbindlichkeiten beim Wareneinsatz oder bei Mieten gleichwohl
bestehen. Wir haben diese Situation zum Anlass für ein weiteres Schreiben an die Wirtschaftsministerin
genommen und ein Maßnahmenpaket für diese Branchen gefordert, die besonders hart von den
behördlichen Schließungen betroffen sind.“, so Dr. Hans-Ulrich Rülke.

 

„Wir müssen weiter nachbessern, sowohl bei der Kreditverfügbarkeit, aber auch bei den Soforthilfen. Es
bringt nichts, wenn wir durch Stundungen und Kredite die Liquidität in einer Momentaufnahme zwar
erhalten, letztlich aber nur den Liquiditätsengpass auf einem späteren Zeitpunkt verschieben, an dem
Stundungen fällig werden und der Schuldendienst läuft. Niemand kann heute sicher prognostizieren,
wann für die Bürger und Unternehmen eine Rückkehr zur Normalität möglich sein wird. Das schafft
Verunsicherung. Deshalb brauchen wir eine Exitstrategie, in welcher Bund und Länder sich abstimmen
und aufzeigen, wie ein `Wiederanlaufen´ des öffentlichen Lebens und der Wirtschaft aussehen kann.“
sagte Gabriele Reich-Gutjahr.

 


